DIENSTLEISTUNGSVERTRAG Nr. < Vertragsnummer >
ÜBER

MASSNAHMEN DER EUROPÄISCHEN UNION 
IM AUSSENBEREICH

Finanzierung aus dem <Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union/EEF> 
Für zentral verwaltete Aufträge: Die Europäische Union, vertreten durch die Europäische Kommission, 1049 Brüssel, Belgien, im Namen und für Rechnung der Regierung von < Name des Empfängerlandes >
ODER
Für dezentral verwaltete Aufträge: < Name und Anschrift des öffentlichen Auftraggebers >
(„der öffentliche Auftraggeber“)

und

< vollständige Bezeichnung des Leistungserbringers >
< Rechtsstellung/Titel > 

< amtliche Eintragungsnummer > 

< vollständige Anschrift >
< Umsatzsteuer-Identifikationsnummer > 
 („der Leistungserbringer“)
haben Folgendes vereinbart:

Besondere Bedingungen

(1) Vertragsgegenstand
Gegenstand dieses Auftrags ist < Auftragsbezeichnung >, unterzeichnet in < Ort > mit der Identifikationsnummer < Veröffentlichungsnummer > („die Dienstleistungen“).

Aufbau des Vertrags

Der Leistungserbringer führt die Dienstleistungen gemäß den in diesem Vertrag festgelegten Bedingungen aus, welche – in dieser Rangordnung – die vorliegenden Besonderen Bedingungen („Besondere Bedingungen“) sowie die folgenden Anhänge umfassen:

Anhang I: 
Allgemeine Bedingungen für von der Europäischen Union finanzierte Dienstleistungsaufträge
Anhang II:
Leistungsbeschreibung [einschließlich der vor der Abgabefrist von Angeboten erfolgten Klarstellungen sowie der Protokolle zu Informationstreffen/Ortsbesuchen]
Anhang III: 
Organisation und Methodik [einschließlich Klarstellungen des Bieters, welche im Rahmen der Angebotsbewertung bereitgestellt wurden]
Anhang IV: 
Hauptsachverständige
Anhang V:
Budget [Nur bei Honorarverträgen: Aufschlüsselung]
Anhang VI:
Formulare und andere relevante Unterlagen
Anhang VII:
Ausgabenprüfungsbericht und Leistungsbeschreibung zur Ausgabenüberprüfung 
Im Falle eines Widerspruchs in den obigen Unterlagen finden deren Bestimmungen gemäß der obigen Rangordnung Anwendung.
Auftragswert

Möglichkeit 1: Honorarverträge (Aufträge für technische Hilfe)
Bei diesem < für zentral verwaltete Aufträge: in EUR ODER für dezentral verwaltete Aufträge: in EUR/Landeswährung > angegebenen Auftrag handelt es sich um einen Honorarvertrag. Aufgrund der maximalen Honorarsätze, der Nebenkosten und der in Anhang V definierten Bestimmung über die Ausgabenüberprüfung beträgt der maximale Auftragswert < Betrag >   < für zentral verwaltete Aufträge: EUR ODER für dezentral verwaltete Aufträge: EUR/Landeswährung >.
Möglichkeit 2: Pauschalpreisverträge (Untersuchungen und andere ergebnisorientierte Verträge)
Bei diesem < für zentral verwaltete Aufträge: in EUR ODER für dezentral verwaltete Aufträge: in EUR/Landeswährung > angegebenen Auftrag handelt es sich um einen Pauschalpreisvertrag. Der Auftragswert beläuft sich auf < Betrag > < für zentral verwaltete Verträge: EUR ODER für dezentral verwaltete Verträge: EUR/Landeswährung>.
Auftragsbeginn

ENTWEDER:
Die Auftragsausführung beginnt am  < Datum/Datum der Unterzeichnung des Vertrags durch beide Vertragsparteien >.

ODER
Die Auftragsausführung muss spätestens drei Monate nach Unterzeichnung dieses Vertrags durch beide Parteien beginnen. Das Datum wird durch eine Verwaltungsanweisung des Projektmanagers festgelegt.

Ausführungszeitraum

Der Ausführungszeitraum für die in den Anhängen II und III beschriebenen Aufgaben beträgt < Anzahl > Monate ab Auftragsbeginn.

Berichte

Der Leistungserbringer muss die in der Leistungsbeschreibung genannten Fortschrittsberichte vorlegen.

Zahlungen und Bankkonto

7.1
Zahlungen erfolgen in < EUR/Landeswährung > gemäß Artikel 29 der Allgemeinen Bedingungen auf das Bankkonto, dass der Leistungserbringer dem öffentlichen Auftraggeber gemäß Artikel 20 Absatz 7 der Allgemeinen Bedingungen genannt hat.

7.2
Die Zahlungen erfolgen nach dem nachstehend aufgeführten Schema vorbehaltlich der Bestimmungen der Artikel 26 bis 33 der Allgemeinen Bedingungen:

Möglichkeit 1: Honorarvertrag
	Monat
	
	< EUR/*** >

	1
	Erste Vorfinanzierungsrate 


	< Betrag > 
x % 



	[Halbjähr​lich]
	Falls zutreffend bei Verträgen mit einer Laufzeit von weniger als 12 Monaten:

[Weitere Vorfinanzierungsraten und Zwischenzahlungen] 
	[< Betrag (Saldo aus erster Vorfinan​zierungsrate und Saldo​schätzung)>] 

	<Nummer des Monats>
	Saldoschätzung
	<60 falls keine Zwischen-zahlungen erfolgen, sonst 10> % des maximalen Auftragswerts

	
	Gesamt
	< maximaler Auftrags​wert >


[Die tatsächlich nach der ersten Vorfinanzierungszahlung zu leistenden Beträge variieren. Sie müssen auf der Rechnung des Leistungserbringers basieren und mit einem Fortschrittszwischenbericht und einem Ausgabenprüfungsbericht einhergehen und unterliegen der Bedingung, dass diese Berichte im Einklang mit Artikel 27 der Allgemeinen Bedingungen genehmigt werden.
Die Zwischenrechnungen sind so zu zahlen, dass sich die Summe der Zahlungen auf höchstens 90 % des maximalen, in Artikel 3 der Besonderen Bedingungen genannten Auftragswerts beläuft.] Die Zahlung des Saldos für den Auftragsendwert, vorbehaltlich des in Artikel 3 genannten Auftragshöchstwerts, erfolgt nach Abzug der bereits gezahlten Beträge innerhalb von 45 Tagen, nachdem der öffentliche Auftraggeber eine Rechnung in Verbindung mit dem abschließenden Fortschrittsbericht und einem abschließenden Ausgabenprüfungsbericht erhalten hat, sowie der Nebenkosten und der Rückstellung für die Überprüfung der Ausgaben, die während der Laufzeit tatsächlich angefallen sind, vorbehaltlich der Genehmigung dieser Berichte.
Möglichkeit 2: Pauschalpreisvertrag:
	Monat
	
	< EUR/*** >

	1
	Vorfinanzierungsrate 


	< 60 % des Auftragswerts 

	<Nummer des Monats>
	Saldo
	< 40 % des Auftrags​werts >


	
	Gesamt
	< Auftrags​gesamtwert >


7.3.
 Zahlung und Zinsen bei Zahlungsverzug

Bei zentraler Verwaltung vorgeschrieben. 
[Abweichend von Artikel 29 Absatz 3 der Allgemeinen Bedingungen erhält der Leistungserbringer nach Ablauf der in Artikel 29 Absatz 1 genannten Zahlungsfrist Verzugszinsen:

· in Höhe des Zinssatzes, der von der Europäischen Zentralbank für ihre Hauptrefinanzierungstransaktionen in EUR verwendet und in der Reihe C des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, wenn Zahlungen in EUR erfolgen,

· zum Rediskontsatz der Zentralbank des Empfängerlandes, wenn die Zahlungen in der Währung dieses Landes erfolgen,

zum ersten Tag des Monats, in dem die Frist abgelaufen ist, zuzüglich sieben Prozentpunkten. Die Verzugszinsen fallen für die Zeit zwischen der Zahlungsfrist und dem Tag, an dem das Konto des öffentlichen Auftraggebers belastet wird, an. Betragen die gemäß dieser Bestimmung berechneten Zinsen höchstens 200 EUR, werden sie ausnahmsweise erst dann an den Leistungserbringer gezahlt, wenn innerhalb von zwei Monaten nach einem Zahlungsverzug schriftlich darum ersucht wird. Die Mitgliedstaaten haben keinen Anspruch auf Verzugszinsen.]
Kontaktadressen

Auf jeglichem Schriftverkehr zwischen dem öffentlichen Auftraggeber und dem Leistungserbringer zu diesem Auftrag müssen die Vertragsbezeichnung und die Identifikationsnummer angegeben sein. Die Unterlagen müssen per Post, Telefax oder E-Mail an die Anschriften versandt werden, die gemäß Artikel 5 Absatz 3 und Artikel 7 Absatz 8 der Allgemeinen Bedingungen genannt wurden, oder persönlich bei diesen Anschriften abgegeben werden.

Recht und Sprache des Vertrags
9.1
[Für zentral verwaltete Aufträge: Auf den Vertrag findet das EU-Recht Anwendung, welches gegebenenfalls durch das belgische Recht ergänzt wird.] [Für dezentral verwaltete Aufträge: Alle nicht durch den Vertrag abgedeckten Angelegenheiten werden durch das Recht von < Land des öffentlichen Auftraggebers > geregelt.]
9.2
Die Sprache des Vertrags und sämtlicher schriftlicher Kommunikationen zwischen dem Leistungserbringer und dem öffentlichen Auftraggeber und/oder dem Projektmanager ist Englisch.

Steuer- und Zollregelungen

[HAUSHALT: Der Vertrag ist von allen Zöllen und Steuern, einschließlich Mehrwertsteuer, befreit. Diese Angabe ist gemäß einer etwaigen Vereinbarung zwischen der Europäischen Union und dem Empfängerland zu ändern.]
[EEF: Die Bestimmungen, welche die Steuer- und Zollregelungen betreffen, sind in Anhang VI des Vertrags festgehalten.]
Beilegung von Streitigkeiten

Für zentral verwaltete Aufträge: 
11.1 

Sämtliche aus diesem Vertrag hervorgehenden oder mit ihm in Verbindung stehenden Streitigkeiten, die nicht gütlich beigelegt werden können, werden an die ausschließliche Gerichtsbarkeit der Gerichte von Brüssel (Belgien) verwiesen.

Für dezentral verwaltete Aufträge:
[HAUSHALT: 
ENTWEDER:

11.1
Sämtliche aus diesem Vertrag hervorgehenden oder mit ihm in Verbindung stehenden Streitigkeiten, die nicht anderweitig beigelegt werden können, werden an die ausschließliche Gerichtsbarkeit von < angeben > verwiesen, wo das nationale Recht des öffentlichen Auftraggebers Anwendung findet.

ODER
11.1
Sämtliche aus diesem Vertrag hervorgehenden oder mit ihm in Verbindung stehenden Streitigkeiten, die nicht anderweitig beigelegt werden können, werden an die Schiedsgerichtsbarkeit von < Schiedsstelle angeben > verwiesen, wo die Schiedsverfahren [der Internationalen Handelskammer/der UN-Kommission für Internationales Handelsrecht/< eines sonstigen international anerkannten und anzugebenden Verfahrens > angewandt werden.]

[EEF: 
11.1
Sämtliche aus diesem Vertrag hervorgehenden oder mit ihm in Verbindung stehenden Streitigkeiten, die nicht anderweitig beigelegt werden können, sind:

a)
im Falle eines nationalen Vertrags gemäß dem Recht des Landes des öffentlichen Auftraggebers beizulegen; und
b)
im Falle eines internationalen Vertrags entweder:
i)
sofern die Vertragsparteien dies vereinbaren gemäß dem Recht des Empfängerlandes oder dessen internationaler Praxis; oder
ii)
mittels eines vom Europäischen Entwicklungsfonds finanzierten Schiedsverfahrens gemäß der Schlichtungs- und Schiedsordnung für aus dem Europäischen Entwicklungsfonds finanzierte Aufträge, die mit dem Beschluss Nr. 3/90 des AKP-EWG-Ministerrats vom 29. März 1990 verabschiedet wurde (Amtsblatt L 382 vom 31.12.1990) (Anhang a12 zum Handbuch für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen), beizulegen.
Sonstige spezifische Vertragsbedingungen

[nur EEF und nur, wenn eine Vergabe an Unterauftragnehmer zulässig ist: 
Bei der Auswahl von Unterauftragnehmern und/oder unabhängigen Leistungserbringern sind natürliche Personen, Unternehmen oder Firmen aus AKP-Staaten zu bevorzugen, die in der Lage sind, die geforderten Dienstleistungen zu ähnlichen Bedingungen zu erbringen.]
[nur EEF: 
Abweichend von Artikel 29 Absätze 1 und 2 der Allgemeinen Bedingungen beträgt das Zahlungsziel 90 Kalendertage.]
Der Leistungserbringer muss die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um die Sichtbarkeit der EU-Finanzierung bzw. ‑Kofinanzierung zu gewährleisten. Diese Maßnahmen müssen mit den von der Kommission festgelegten und veröffentlichten einschlägigen Regeln für die Sichtbarkeit der EU-Außenmaßnahmen im Einklang stehen. Diese Regeln sind im Handbuch für Kommunikation und Sichtbarkeit bei EU-Außenmaßnahmen dargelegt, das über folgende Website von EuropeAid abrufbar ist: http://ec.europa.eu/europeaid/work/visibility/index_en.htm.
[Falls erforderlich und mit vorheriger Zustimmung/Ausnahmegenehmigung der zuständigen Dienste:
Es gelten die folgenden Ausnahmeregelungen zu den Allgemeinen Bedingungen:

Abweichend von Artikel ...]
In dreifacher Ausfertigung in englischer Sprache, < für zentral verwaltete Aufträge: zwei Ausfertigungen für die Europäische Kommission/für dezentral verwaltete Aufträge: eine Ausfertigung für den öffentlichen Auftraggeber, eine Ausfertigung für die Europäische Kommission > und eine Ausfertigung für den Leistungserbringer.
	Für den Leistungserbringer
	Für den öffentlichen Auftraggeber

	Name:
	
	Name:
	

	Titel:
	
	Titel:
	

	Unterschrift:
	
	Unterschrift:
	

	Datum:
	
	Datum:
	


[Für dezentral verwaltete Aufträge:
	Finanzierung durch die Europäische Union genehmigt (nur im Fall einer Ex-ante-Kontrolle, sofern die Kommission die Zahlungen im Rahmen des Vertrags leistet) 

	Name:
	
	
	

	Titel:
	
	
	

	Unterschrift:
	
	
	

	Datum:
	
	
	


� 	Sofern es sich bei dem Auftragnehmer um eine natürliche Person handelt.


� 	Sofern zutreffend. Bei natürlichen Personen ist die Nummer des Personalausweises oder Reisepasses oder eines gleichwertigen Dokuments anzugeben.


� 	Diese Angabe entfällt, wenn der Auftragnehmer nicht umsatzsteuerpflichtig ist.


� 	Der Leistungserbringer ist nicht verpflichtet, eine Vorfinanzierung zu verlangen.


� 	Maximal 40 % des Auftragsgesamtwerts, wenn der Ausführungszeitraum des Vertrags maximal 12 Monate beträgt, 30 % des Auftragsgesamtwerts, wenn der Ausführungszeitraum des Vertrags zwischen 12 und 24 Monaten beträgt, und 20 % des Auftragsgesamtwerts, wenn der Ausführungszeitraum des Vertrags 24 oder mehr Monate beträgt.


� 	Der Leistungserbringer ist nicht verpflichtet, eine Vorfinanzierung zu verlangen.
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